
EDITORIAL
Liebe Leserin, lieber Leser! Am 6. Juli 2016 hat der Rechtsausschuss des Deutschen Bundestags seine Emp-

fehlungen zur Reform des Sachverständigenrechts vorgelegt. Diese wurden inzwischen
vom Bundestag beschlossen. Eine der wesentlichen Modifizierungen gegenüber dem
ursprünglichen Regierungsentwurf ist die Möglichkeit des Gerichts, von einer Anhörung
der Beteiligten zur Person des künftigen Sachverständigen nach pflichtgemäßem Er-
messen abzusehen. Damit kommt der Rechtsausschuss einer der wesentlichen – in der
öffentlichen Anhörung vor dem Rechtsausschuss erhobenen – Forderungen nach. Ins-
besondere in Kindschaftssachen werden in der Regel die mit einer vorausgehenden Ge-
währung rechtlichen Gehörs zu diesem Punkt einhergehenden Nachteile überwiegen.
Unbeschadet dessen regte der Rechtsausschuss zwar an, dass die Aufzählung einzelner
„Mindestqualifikationen“ von künftigen Sachverständigen in Kindschaftssachen im Re-
gierungsentwurf auch vom Bundestag beschlossen werden. Hinzukommen ist in § 163
Abs. 1 FamFG jedoch der Satz „Verfügt der Sachverständige über eine pädagogische
oder sozialpädagogische Berufsqualifikation, ist der Erwerb ausreichender diagnosti-
scher und analytischer Kenntnisse durch eine anerkannte Zusatzqualifikation nach-
zuweisen.“ Das überzeugt unter Berücksichtigung von Sinn und Zweck der Einholung
eines sozialpädagogischen Gutachtens nicht: Dieses soll eben nicht mit der Fragestel-
lung in Auftrag gegeben werden, Defizite hinsichtlich der Erziehungsfähigkeit der Eltern
zu untersuchen. Vielmehr kann es darum gehen, dem Familiengericht mit Blick auf die
tatsächlichen und fachlichen Voraussetzungen von öffentlichen Hilfen eine hinreichen-
de Grundlage für eine am Kindeswohl orientierte Entscheidung zu verschaffen, denn
die fachbehördliche Stellungnahme des Jugendamtes ist nach der Kammerrechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts einer eigenständigen Überprüfung zu unterzie-
hen, bevor sich das Familiengericht diese zu eigen macht. Weshalb es hier – wie der
Rechtsausschuss meint – einer Zusatzqualifikation aus dem Bereich der „psychologi-
schen Diagnostik und Methodenlehre“ bedürfen soll, bleibt im Dunkeln.
Darüber hinaus werden in diesem Gesetzgebungsverfahren wohl auch die sogenann-
te „Beschleunigungsrüge“ (§ 155b FamG-E) und die „Beschleunigungsbeschwerde“
(§ 155c FamFG) verabschiedet werden. Damit wird den Beteiligten ein wichtiges Instru-
mentarium an die Hand gegeben, dem in § 155 FamFG festgeschriebenen Vorrang- und
Beschleunigungsgebot auch in den Fällen zur Durchsetzung zu verhelfen, in denen die-
ses von den Familiengerichten nicht hinreichend Beachtung findet. Unabhängig hiervon
vermag die konkrete Umsetzung dieses Anliegens nicht in Gänze zu überzeugen. Ins-
besondere ist nicht nachvollziehbar, dass die Beschleunigungsbeschwerde (nur) bei dem
Gericht eingelegt werden kann, welches das Verfahren nach Ansicht des Beteiligten zö-
gerlich betreibt. Hier bleibt eine wichtige Beschleunigungsressource ungenutzt, wie sie
– auch nach Ansicht der Anwaltschaft – die Möglichkeit der Einlegung auch bei dem
Beschwerdegericht darstellt.
Sehr bemerkenswert ist im Übrigen, dass der Rechtsausschuss dem Bundestag im glei-
chen Atemzug mit seinen Empfehlungen zum Sachverständigenrecht und zum Be-
schleunigungsrechtsbehelf nahelegt, „gemeinsam mit den Ländern einen Gesetzent-
wurf zu erarbeiten, mit dem angemessene Eingangsvoraussetzungen für Familienrichter
eingeführt werden.“ Nachdem nun mehrfach die Fortbildungsverpflichtung für Famili-
enrichter angemahnt worden ist, nimmt die Diskussion um die – auch an dieser Stelle
mehrfach geforderte – Reform des Gerichtsverfassungsgesetzes erneut Fahrt auf, ob-
wohl dieser Aspekt ursprünglich nicht auf der Agenda des Rechtsausschusses stand.
Was diesem eingeleuchtet hat, sollte auch den Gesetzgeber überzeugen: Es kann nicht
richtig sein, dass das Gesetz auf der einen Seite für die Tätigkeit als Insolvenzrichter
ein hohes (interdisziplinäres) Anforderungsprofil aufstellt und auf der anderen Seite die
Möglichkeit der Verantwortungsübertragung für hochkomplexe Kinderschutzfälle bzw.
Sorge- und Umgangssachen auf Berufsanfänger, wenn auch „erst“ nach dem ersten
Jahr ihrer Ernennung, vorsieht. Es bleibt zu hoffen, dass der Gesetzgeber dieser wichti-
gen Mahnung des Rechtsausschusses Folge leisten wird.

Ihr

Prof. Dr. Stefan Heilmann
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